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Stellungnahme zum Referentenentwurfs eines Gesetzes zur Än-
derung des Schienenlärmschutzgesetzes  

1. Einleitung  

Die Deutsche Bahn dankt für die eingeräumte Möglichkeit, sich zum vorliegenden Gesetzent-
wurf zu äußern. Die Absicherung der Durchführung des Lärmschutzkonzepts der leiseren Stre-
cken der TSI NOI durch die Einführung eines ordnungsrechtlichen Rahmens durch die vorgese-
henen Änderungen werden geteilt.  

In Bezug auf den Vollzug erscheint es sinnvoll, die Stichprobenprüfung im Nachgang der Nut-
zung der Schienenwegkapazität zu normieren. 

 

2. Im Einzelnen 

Änderungsvorschläge: 

Ergänzung § 3 Abs. 5 

(5) Betreiber der Schienenwege müssen durch regelmäßige, mindestens jedoch quartals-
weise, Stichproben, die im Nachgang zur Nutzung der Schienenwegkapazität stattfin-
den, überprüfen, dass bei der Nutzung der Schienenwegkapazität auf leiseren Strecken 
keine lauten Güterwagen eingesetzt werden, soweit dies nicht ausnahmsweise nach der 
Verordnung (EU) Nr. 1304/2014 zulässig ist. 

Ergänzung Begründung § 3 Abs. 5 

Absatz 5 verpflichtet die Betreiber der Schienenwege zu regelmäßigen stichprobenartigen 
Kontrollen im Nachgang zur Nutzung der Schienenwegkapazität, um zu überprüfen, 
dass leisere Strecken nicht von lauten Güterwagen genutzt werden, sofern dies nicht aus-
nahmsweise zulässig ist.  

 

Begründung: 

Die Regelung zur Durchführung von Stichproben durch den Betreiber der Schienenwege in § 3 
Abs. 5 sollte dahingehend konkretisiert werden, dass die Stichproben im Nachgang der Nut-
zung der Schienenwegkapazität erfolgen. Über den Zeitpunkt der Durchführung der Stichpro-
ben sollte für den Betreiber der Schienenwege Rechtsklarheit und -sicherheit bestehen. Die 
Durchführung von Stichproben im Nachgang zur Nutzung der Schienenwegkapazität verursacht 
keine Verzögerungen im Betriebsablauf und ist zugleich aber bei der Umsetzung der gesetzli-
chen Vorgaben sehr effektiv wie die bisherige Praxis dies gezeigt hat (siehe auch VG Köln, Be-
schluss vom 07.02.2020 unter dem Aktenzeichen 18 L 2501/19). Durch eine solche Konkretisie-
rung würde ein Gleichlauf mit der in § 6 Abs. 2 geregelten Stichprobe durch die Behörde erfol-
gen, die im Nachgang der Nutzung der Schienenwegkapazität stattfinden soll. 

 

Änderungsvorschlag: 

Korrektur Verweis § 8 Abs. 1 Nr. 2: 

2. entgegen § 3 Absatz 3 4 Anträgen auf Zuweisung von Schienenwegkapazität für Gü-
terzüge auf leiseren Strecken stattgibt, 

 

Begründung: 

In § 8 Abs. 1 Nr. 2 dürfte der Verweis auf § 3 Abs. 4 richtig sein.  


